PRAAMBEL:

Dle Gemeinde Purgen erldsst,
aufgrund des § Ibis § 4 sowle § 8 ff Baugesetzbuch (BauGB),

des Art. 23 der Gemelndeverordnung fur den Frelstaat Bayern (GO),

des Art. 91der Bayerischen Bauordnung (BayBO),
sowle der Baunutzungsverordnung (BauNVO0),
dlesen Bebauungsplan als Satzung

FESTSETZUNG DURCH PLANZEICHEN

L Art der baulichen Nutzung

E@ Allgemelne Wohngeblete (S 4 BauNV0)

2. Mass der baullchen Nutzung

|+D Allgemelnes Wohngeblet Erdgeschoss und
Daochgeschoss

s Max. zuldssige Uberbaubare

E; GR 150 m2 Grundtidone le Elnzelhaus

D: GR 160 m2 Max. zuldssige Uberbaubare

Grundfldche |e Doppelhaus

"@ Nur Einzel- und Offene Bauwelise
5@ O Doppelhduser zuldssig

3. Bauwelse, Uberbaubare Fldchen
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iy Vorschiag Gebdudestsliung, Hauptfirstrichtung wahliwelse
g

Vorschlag Garagenstellung

—————— Baugrenze

4, Verkehrsfldchen

Strassenverkehrsflichen

Strassenbegrenzungsliinie

ewvewvew Berelch ohne Eln-und Ausfahrten

5. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserieltungen

~— ¢ — ¢ —o¢—— pberirdisch (bg}afehende 20 kVY-Frelleltung
mit Schutzzone)

—o—o¢—o— unterirdlsch ﬁbesfagend 20-kV-Kabelleltung-
,0 m Schutzzone beachten

6. Grunfldchen, Planungen zur Entwicklung der Landschaft

bffentliche Grunfliche und Ausgleichsfliiche gemdss § la BauGB

Neu zu pfilanzende Bdume

1. Sonstige Planzelchen

Grenze des rdumilchen Geltungsbereliches

Verbindiche Massangabe In Metern
6.0 | z.B.

8. Hinweise und Nachriohtlioche Ubernahmen

\s—— Bestehende GrundstlUcksgrenzen

300/1 Flurstucksnummern
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FESTSETZUNG DURCH TEXT

S |Art der baullchen Nutzung

lIDas Geblet Innerhalb des Gel’runqssberelches wird nach Massgabe der Bebauungszelchnung

als Allgemelnes Wohngeblet (WA) Im

Inne des § 4 BauNvV0 festgesetzt.

S 2 Mass der baulichen Nutzung

2.10le maximal zuldssige Grundfldche der Wohngebdude ohne Nebenanlagen wird
ge Einzelhaus auf 150 m2 und Je Doppelhaus auf l60 m2 festgesetzt.
Nebengebdude werden nicht angerechnet)

2.2 Je Wohngebdude sind maximal2 Wohnungen zuldssig.

2.3 Es sind maximal2 Vollgeschosse erlaubt, wobel das 2. Voligeschoss als Dachgeschoss
ausgeblldet seln muss.

2.4 Die Hohe von Knlestocken, gemessen von OK Rohdecke bls Schnlttpunkt Aussenkante
Mauerwerk mit Unterkante Sparren, darf bel einer Dachnelgung von 27 Grad bis 32 Grad, L.25 m
und bel einer Dachnelgung von 33 Grad bis 44 Grad, 0.80 m, nicht Uberschrelten

2.5 Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs.|BauNv0,
dle dem Nutzungszweck des Baugebletes entsprechen, sind bis zu einer Grundfliche
von 20 m2 zuldsslg.

2.6 Die Mindestgruosse der Baugrundstucke belEinzelhdusern wird auf 600 m2 und bel
Doppelhdusern auf 320 m2 Je Doppelhaushdifte festgesetzt,

2.7 Fur Grundstuckstellungen Ist dle Genehmigung der Gemelinde Purgen er forderlich.

S 3 Bauweise

3.Fur das Baugeblet wird die offene Bauweise (o) festgesetzt, es sind Elnzel- oder
Doppelhduser zuldssig.

S 4 Gestaltung der Gebdude

4. Aus Hochwasserschutzgrunden sollder Erdgeschossfussboden (OKFFB-EG) mindestens 0,35 m
und darf max. 0,50 m Uber der Jewelligen Erschliessungsstrasse, gemessen am Fahrbahnrand Im
Berelch der Gebdudemltte, llegen. Ausnahmen davon kdnnen Im Baugenehmigungsverfahren
zugelassen werden.

4.2 Aussenwdnde sind mit dauerhaften Bekleldungen in hellem Farbton zu versehen,

Es sind nur Putz- und Holzfassaden zuldssig. Baustoffe und Anstriche in grellen Farben
durfen bel Aussenfldchen nicht verwendet werden. Ortsfremde Materialien wie Glasbausteine,
Faserzement- und Metallplattenverkleidungen usw. sind unzuldssig.

4,3 Mls Dachform fur Wohngebdude und Garagen sind nur Sattelddcher zuldssig.
4.4 Die Dachnelgung wird auf 27 bis 44 Grad festgelegt.

4,5 Die Dacheindeckung hat mit Dachpfannen In zlegelrotem Farbton zu erfolgen.
Die In“der Bebauungsplanzelchnung angegebenen Firstrichtungen sind einzuhalten.

4.6 An dle Hauptgebdude kbnnen Seltenflugel (Wiederkehren) mit abwelchender Flrstrichtung
angebaut werden, die Firsththe des Anbaues muss mindestens 0,50 m unter der Firsththe
des Hauptfirstes liegen. Dachnelgung und Dachdeckung sind dem Hauptdach anzugleichen.
Der seitliche Abstand zum Giebelmuss mindestens L5 m betragen.

4.7 Untergeordnete Dachaufbauten (auch Zwerchglebel) sind zuldssig und erwinscht.

Die Ldnge der Aufbauten darf 30 % der Dachlinge (einzeln oder Summe der Aufbauten)
nicht Uberschrelten.Dle Firsththe der Aufbauten muss mindestens 0,50 m unterhalb des
Hauptfirstes liegen. Der seitliche Abstand zwischen Dachaufbauten untereinander und
zum Giebelmuss mindestens I,5 m betragen.In Jeder Dachfldche sind max. 2 Dachgauben
zuldssig. Dachneigung und Dachdeckung sind dem Houptdach anzuglelchen,

4.8 Kellergeschosse durfen nicht durch Abgrabungen freigelegt werden.

4.9 Das Geldnde an Gebduden in Hanglage muss so welt angrefun-r werden, dass
Kellergeschosse maximal 1,5 m, gemessen von (OKFFB-EG), sichtbar sind.

4,10 Dachterrassen oder Elnschnitte Im Dach sind nicht zuldssig.

4.l Doppelhduser mUssen elnheltlich gestaltet werden,

S 5 Stellpldtze, Garagen und Nebengebdude

5.Es gllt dle Stellplatzsatzung der Gemelnde Purgen.

Es sind z.B. folgende Stelpldtze nachzuwelsen:

a) 2 Stellpldtze fur frelstehende Einfamlllenhduser, Doppelhaushdlften und Relhenhduser
mit | Wohnung

b) I1Steliplatz pro Wohneinhelt bis 45 m2 Wohnfldche In Mehrfamllienhdusern
und sonstigen Gebduden

c) 2 Stelipldtze pro Wohneinheit ab 45 m2 Wohnfldche In Mehrfamilienhdusern
und sonstigen Gebduden

5.2 Garagen sind mind. 5.0 m von bffentlichen Verkehrsfidchen entfernt zu errichten.
Dieser Zufahrtsberelich darf nch’r eingefriedet werden.

5.3 Garagen sind in erdgeschossiger Bauweise mit Satteldach, Dachneigung 27 - 44 Grad, zu
errichten.

5.4 Frelstenende Garagen sind gemeinsam an die Grenze zu bauen, dlese sind einheltlich
zu gestalten. Zusammengebaute Garagen mussen mit gleicher Dachnelgung und an der
Strassenselte mit glelcher Traufhthe ausgeblldet werden.

5.5 Garagen unterhalb des Geldndes, sogenannte Kellergaragen mit Rampenzufahrt, sind
unzuldsslg.
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S 6 EInfriedungen

6. Zdune sind mit max.l,0 m Hohe auszufuhren.

6.2 Masslve Zaunsockelsind bls zu einer Hshe von 25 cm, gemessen von Oberkante
Fahrbahnbelag bis Oberkante Sockel, zuldsslg.

§ 7 Massnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur

und Landschaft

1.. Um der Versiegelung des Bodens In der Landschaft entgegenzuwirken, mussen
Garagenelnfahrten, Park- und Stellpléitze als befestigte Vegetationsfldchen (Schotterrasen,
Pflasterrasen, Rasenglittersteine) odr In durchldssigem Verbundpflaster ausgefuhrt werden.

1.2. SGmtliches anfallendes Niederschlagswasser Ist auf dem Grundstuck zu versickern.
Fur dle Versickerung nicht verunrelnigtem Nlederschlagswassers gelten grundsdtziich dle
Nlederschlagswasser freistellungsverordnung (NWFrelV) und die Technischen Regeln zum
schadlosen Elnlelten von gesammelten Nlederschlagswasser In das Grundwasser (TRNGW),

Solite elne Verslckerung nicht moglich seln, so wird dle Einleitung von nicht
verunrelnigtem Nlederschlagswasser von Dachfldchen In den strassenbegleitenden
Vorfluter unter Beachtung folgender Auflagen genehmigt:

a) Das anfallende Niederschlagswasser Ist In elner geslgneten Ruckhalteeinrichtung
(naturnah gestalteter Teich oder unterirdischer Wasserbehdlter)zu sammeln und zu
relnigen. Je Grundstuck Ist ein Spelchervolumen von mindestens 5 m3 nachzuweisen.

b) Das Nlederschlagswassers Ist nach der Ruckhalteelnrichtung in eine
Muldenversickerung bzw. einer Rigolenversickerung mit Sickerrohren, Ruckstauklappe

und Reinigungsschacht In dem strassenbegleitenden Vorfluter einzuleiten.

Die Fidche der Rigolenversickerungsaniage muss 20 % der angeschlossenen
Dachgrundfldche betragen.Die unterhalb der Sickerrohre eingebrachte Klesschicht muss
elne Mindestdicke von 60 cm aufwelsen. Der Relnlgungsschacht muss mit einem
Mindestabstand von 2,0 m zu Nachbargrundstucken und dem offentlichen Grund
elngebaut werden.

Das gescmmeif_g Niederschlagswasser Ist einer Wiederverwertung und Nutzung
(z.B. Gar tenbwdsserung, Tollettenspulung, etc.) zuzufohren.

Das Entwdsserungskonzept Ist In den Bauplanungsunteriagen darzustellen und elnzurelichen.

1.3 Dle Bepflanzung der privaten GrundstUcke hat mit |Laubbaum pro 300 m2
Grundstucksfldche, nach Moglichkelt an den vorgegebenen Plitzen mit standortgerechten,
heimischen Gehtlzen, wie hochstdmmige Obstbdume, Ahorn, Eiche, Nussbaum etc., zu erfolgen.
(Der Begrundung zum Bebauungsplan liegt eine Liste von empfohlenen Pflanzen bel.)

Die Bepflanzung der Grunfidchen Ist mit der Erstellung der Aussenanlagen abzuschilessen.

Bel Geholzpflanzungen Ist eln Oberbodenauftrag von mind. 0,40 m
vorzunehmen.

7.4 Dle Ortsrandbegrunungen bzw. dle Fldchen zum Ausgleich Im Sinne des § la sind mit
standortgerechten Bdumen und Strduchern an den qusgewlesenen Stellen zu bepflanzen.

I0 % Laubbdume: Erste Wuchsklasse: Bergahorn, Stieleiche, Winterlinde.
10 % Laubbdume: Zwelte Wuchsklasse: Feldahorn, Eberesche, Vogelkirsche, Salwelde, Halnbuche.

80 % Strducher :Haselnuss, Hartriegel, wolliger Schneeball, Wildrose, Liguster, Kornelkirsche.

7.5 Bel 2-relhiger Bepflanzung des Grunstrelfens ist eln Pflanzabstand von ,0 m * 1,0 m
elnzuhalten, bel Baumhelster 2,0 m * 2,5 m und bel Strduchern 1,20 m * 1,50 m.
Die Neupflanzungen sind gegen Verbiss zu schutzen.

S 8 Versorgungsanlagen

8.Strom- und Telefonleltungen sind als Erdkabel auszufthren, diese durfen bis zu elnem
Achsabstand von 1,0 m nicht Uberbaut werden, In diesen Bereichen kdnnen dle
Grundstlcke mit Leitungsrechten belastet werden.

Wegen der von den Wurzeln ausgehenden Beschddigungsgefahr Ist der Kabelbersich von
einem Besatz mit Bdumen auszusparen.

8.2 Sowelt erforderlich ist durch die Grundstuckseigentlmer auf den Baugrundstucken das
Aufstellen von Stromvertellerschrdnken mlit den Abmassen:L/B/H 1.0 / 0.35 / .20 zu
gestatten.

Hinwelse zur Landwirtschaft

Vorsorglich wird darauf hingewlesen, dass durch die landwirtschaftlich genutzten Fldchen,
Emmisslonen auftreten ktnnen, dle Im Wohngeblet zu Geruchs-, Staub- und
Larmbeldstigung fuhren konnen.

Restrisikohinweis

1. Anderung in Kraft seit 19.11.2004

Aufgrund der Hanglage, der ungunstigen Untergrundverhditnisse und von evtl. gquftretender
Staundsse wird empfohlen, Keller geschosse, Kellerlichtschdchte und sonstige tieflliegende
Bautelle wasserundurchidsslg auszubliden.

Die mitgetellten Hinweise und Auflagen sollen sicherstellen, das bel fachgerechter
Bauausfthrung keine erkennbaren Schdden oder vermeidbare Beeintrdchtigungen durch
Hangwasser, Hochwasser und Grundwasser drohen. Wegen der Hanglage des Baugebietes
erlaube Jedoch dle fachlich geslcherten Beurtellungsmassnahmen keine volle Vorhersehbarkelt
aller Schadensmbglichkelten und Zufdlle, so dass eln potentlelles Restrisike besteht, dem
nicht mit Auflagen begegnet werden kann. Wir welsen darauf hin, dass dleses Rislko von den
Bauherrn zu tragen lst.
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GEMEINDE PORGEN Aufgestelt, om 06.1.200

PUORGEN-WEST, AM MUHLBERG godndert : 02.042002

BEBAUUNGSPLAN M Iz 1000

VERF AHRENS VERMERKE:

L Der Gemeinderat Pirgen hat In der Sitzung vom 06.1.2001 dle Aufstellung des Bsbouungsplanes beschiossen,
Der Aufstelungsbeschiuss wurde am 09,.2001 ortsiblich bekanntgemacht.( § 2 Abs. |BauGB)

2.Der Entwurf des Bebauungsplones wurde gemdss § 3 AbsJBauGB om B.M.2001
ortstblich durch Bekanntmachung mit Gelegenhelt zur Ausserung und Erdrterung Offentlich Im Rathaus dargelegt.

3. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 06..2001 mit Begrundung In der Fassung vom 06.1.2001
wurde gemdss § 3 Abs.2 BauGB In der Zelt vom 2.0.02 bis elnschilessiich 2.02.02 offentiich abqebgt.

Die Beteliigung der Trdger offentlicher Belange zum Bebouungsplan hat in der Zelt vom 10102,

TEL. OBISE ~/ 99897-50, FAX: -55
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1. Änderung in Kraft seit 19.11.2004




